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Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!  
 
Das, was Sie hier eben gesagt haben, Herr Emden, macht mich schon ein Stück weit 
sprachlos. Man hat den Eindruck, dass Sie den Antisemitismus hier für Ihre Zwecke 
instrumentalisieren wollen. Herr Limburg hat Zitate von führenden AfD-Politikern genannt. 
Diese Zitate haben das mit ausgelöst, was auch mit ein Grund war, die Position des 
Landesbeauftragten einzurichten, nämlich Hass und Hetze gegen Jüdinnen und Juden in 
Deutschland. Dass Sie sich jetzt mit diesem Antrag den Kampf gegen den 
Antisemitismus auf die Fahnen schreiben, macht mich vor dem Hintergrund dieser 
Äußerungen wirklich fassungslos. 
 
Ich will Ihnen ein Zitat des Präsidenten des Zentralrates der Juden in Deutschland 
entgegenhalten, das Sie bei tagesschau.de nachlesen können. Ich zitiere: „‚Die 
Verantwortung für die verschobenen roten Linien gebe ich vor allem einer Partei wie der 
AfD‘, so Schuster. Die AfD breche bewusst Tabus, ‚indem sie z. B. die Verbrechen des 
Nationalsozialismus relativiert‘. Mit derartigen Äußerungen verändere sich das 
gesellschaftliche Klima in Deutschland: ‚Menschen trauen sich, das zu sagen, was sie 
sich lange Zeit nicht getraut haben. In den vergangenen Monaten und Jahren wurden 
rote Linien verschoben. Und aus Worten wurden Taten.‘“ 
 
Da haben Sie eine kräftige Mitverantwortung. Vor diesem Hintergrund empfinde ich 
diesen Gesetzentwurf als zynisch. 
 
Das ist das eine. Das andere ist: Ich verstehe nach wie vor nicht, warum Sie diesen 
Gesetzentwurf nicht zurückgezogen haben. Wir haben mittlerweile seit letztem Jahr den 
Landesbeauftragten, den auch ich hier recht herzlich im Namen meiner Fraktion begrüße. 
Dass Sie eben darauf abgestellt haben, dass Ihr Antrag in einigen Details von dem 
abweicht, was wir als regierungstragende Fraktionen gemeinsam mit den anderen 
demokratischen Fraktionen und der Landesregierung auf den Weg gebracht haben, ist 
doch auch ein Feigenblatt. Wir haben Gespräche mit den jüdischen Verbänden geführt. 
 
Sie haben gesagt, Ihr Antrag habe überhaupt die Debatte ausgelöst und dieses Amt 
letztlich ergeben. Ich will daran erinnern, dass unsere Landtagspräsidentin Frau Gabi 
Andretta, der ich dafür sehr dankbar bin, schon zu Beginn der Legislatur die Forderung 
aufgestellt hat, dass wir einen Landesbeauftragten gegen Antisemitismus und zum 
Schutz des jüdischen Lebens brauchen. Das ist dann von der Landesregierung 
aufgegriffen worden. Es sind intensive Gespräche mit den Verbänden über die 
Ausgestaltung geführt worden. Das ist also abgestimmt. 
 
Das ist auch eine gute Lösung, weil wir im Justizministerium zum einen den 
Landespräventionsrat haben, der entsprechende Programme zur 
Antisemitismusprävention verantwortet. Wir haben dort die Anbindung an die 
Staatsanwaltschaften, die - auch dort haben wir jetzt mit der 
Schwerpunktstaatsanwaltschaft in Göttingen gegen Hate Speech noch einmal nachgelegt 
- genau diese Themen im Blick haben und auch noch stärker - da gebe ich Ihnen recht, 
Herr Limburg - in den Blick nehmen müssen. Das muss staatlicherseits konsequent 
bekämpft werden. 
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Ich glaube, mitdieser Struktur haben wir eine gute Struktur. Ich will noch ergänzen, dass 
die Fraktionen neben dieser Struktur auch erhebliche Mittel zum Schutz jüdischen 
Lebens in Niedersachsen zur Verfügung gestellt haben, nämlich 2 Millionen Euro über 
den Haushalt. Damit tragen wir dem Rechnung, was wir feststellen mussten, nämlich, 
dass es im Jahr 2019 einen rasanten Anstieg an antisemitischen Straftaten gegeben hat. 
Diese kommen nicht nur aus dem rechten Bereich. Ich will hier auch die unsägliche BDS-
Kampagne und andere nennen. Sie sind aber auch sehr stark von rechtsextremem 
Gedankengut getrieben. 
 
Auch bei dem Thema des Alltagsantisemitismus, der uns allen überall begegnet-auf 
Sportplätzen, auf Schulhöfen, an Stammtischen-, müssen wir alle Haltung zeigen. Dem 
müssen wir entgegenhalten. Das ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, zu der wir als 
Politik aber auch einen wesentlichen Beitrag leisten können und müssen. 
 
Ich will abschließend für die SPD-Fraktion sagen: Wir stehen an der Seite der 7.800 
jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger in Niedersachsen. Ich denke, das tun die 
anderen drei demokratischen Fraktionen auch. Und das ist gut so. 
 
Vielen Dank. 


